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Von Gerhard Schuhmann 
Zusammenfassung 
Die Aufgaben des Pflanzenschutzdienstes in den Län­
dern der Bundesrepublik Deutschland werden vollstän­
dig zusammengestellt, soweit sie sich aus dem Pflan­
zenschutzgesetz und den einschlägigen Verordnungen 
ableiten. Daneben werden einige zusätzliche Aufgaben 
genannt, die sich aus den Anordnungen der zuständigen 
Aufsichtsbehörden in den Ländern ergeben. 
Abstract 
The tasks of the Plant Protection Service of the Laender 
of the Federal Republic of Germany were composed com­
pletely as far as they can be derived from the Plant Pro­
tection Law and similar decrees. Besides some additional 
tasks are mentioned that result from directives of the 
responsible authorities of the Federal Laender. 
Einleitung 
Die moderne pflanzliche Produktion kann ihre Auf­
gaben für die Ernährung und Versorgung der Bevölke­
rung ohne Pflanzenschutz nicht erfüllen. In einer fast 
lOOjährigen Entwicklung ist der heutige Pflanzen­
schutzdienst in der Bundesrepublik Deutschland ge­
wachsen. Im gleichen Zeitraum hat das allgemeine In­
teresse am Pflanzenschutzdienst von einem Jahrzehnt 
zum anderen stark zugenommen. Seine Aufgaben haben 
sich in ungeahntem Umfang ausgeweitet und sind heute 
von besonderer politischer und wirtschaftlicher Bedeu­
tung. Es besteht deshalb der allgemeine Wunsch, Auf­
gaben und Ziele des Pflanzenschutzes in den Ländern 
der Bundesrepublik einem breiteren Kreis zugänglich 
zu machen. 
Die Aufgaben des Pflanzenschutzdienstes sind weit­
gehend durch gesetzliche Vorschriften in Bund und 
Ländern festgelegt, in denen als Folge einer zunehmen­
den Industrialisierung in allen land- und forstwirt­
schaftlichen Produktionszweigen dem verstärkten 
Schutz der belebten und unbelebten Umwelt sowie 
dem erhöhten Schutz der menschlichen Gesundheit 
Priorität eingeräumt wird, doch ist seine Arbeit zu­
sätzlich bestimmt durch die aktuellen wirtschaftlichen 
und politischen Programme der Länder und des Bun­
des. Der Pflanzenschutzdienst erfüllt gleichzeitig 
die Bestimmungen des „Internationalen Pflanzenschutz­
abkommens in Rom" 1951, in dem die Unterzeichner­
staaten sich verpflichteten, eine amtliche Pflanzen­
schutzorganisation zu unterhalten. Die damit ange­
strebte Sicherung der Ernährung durch Verhütung und 
Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten und -schädlingen 
und der Schutz der Vorräte werden auch in Zukunft 
energische Anstrengungen verlangen. Verstärkt hat 
sich der Zwang zur Rationalisierung, zur Steigerung 
des Arbeitseinkommens; daher mußte der Pflanzen­
schutz in vielen Kulturen eine Schlüsselfunktion über­
nehmen. 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. (Braunschweig) 29. 1977 
Angesichts des großen Angebotes an Verfahren, Ge­
räten und chemischen Mitteln bietet der Pflanzen­
schutzdienst dem Landwirt und dem Gärtner die not­
wendige qualifizierte, fachliche Beratung. Dabei wer­
den neue Erkenntnisse und Ergebnisse der wissen­
schaftlichen Forschung erprobt, umgesetzt und an die 
Praxis weitergegeben. Die heute in allen Ländern und 
von internationalen Gremien, wie zum Beispiel der 
„Food and Agricultural Organization of the United 
Nations", geforderte Entwicklung und Einführung des 
integrierten Pflanzenschutzes kann nur mit Hilfe eines 
gut ausgestatteten Pflanzenschutzdienstes erreicht wer­
den. Unabhängig in der Empfehlung der Mittel und 
Verfahren ist der Pflanzenschutzdienst dabei gleicher­
weise dem Erzeuger wie dem Verbraucher verpflichtet, 
gemäß dem im deutschen Pflanzenschutzgesetz formu­
lierten Auftrag, Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse vor 
Schadorganismen und Krankheiten zu schützen und 
gleichzeitig Sch.äden abzuwenden, die bei diesen Maß­
nahmen für die Gesundheit von Mensch und Tier ent­
stehen können. 
Die Aufgaben des Pflanzenschutzdienstes in den Län­
dern sind nachfolgend ohne Wertung zusammengestellt 
worden, wobei ich mich auf die Mithilfe mehrerer Kol­
legen aus dem amtlichen Dienst stützen konnte, denen 
an dieser Stelle gedankt sei. Soweit es sich um durch 
das Pflanzenschutzgesetz begründete Aufgaben handelt, 
wurde Vollständigkeit angestrebt. Die nicht durch das 
Pflanzenschutzgesetz begründeten Aufgaben ergeben 
sich aus unterschiedlichen Anordnungen der zuständi­
gen Aufsichtsbehörden in den Bundesländern oder leh­
nen sich sinnvoll an die gesetzlichen Aufgaben an. Für 
diesen letzten Abschnitt konnte wegen unterschiedli­
cher Organisationsformen und Aufgabenverteilungen 
in den Bundesländern keine Vollständigkeit erlangt 
werden. 
Vorab sei noch ein Gedanke herausgestellt, der viele 
Mitarbeiter aus dem Pflanzenschutzdienst und den ein­
schlägigen Forschungsinstituten bewegt: Das explosive 
Anwachsen der Aufgaben und die zwangsweise damit 
verbundene Spezialisierung verlangen nicht nur einen 
Ausbau des Pflanzenschutzdienstes in den einzelnen 
Bundesländern, sondern auch eine enge Zusammen­
arbeit zwischen den Ländern und mit den Forschungs­
einrichtungen. Viele Ziele lassen sich nur noch durch 
gemeinsame Anstrengungen erreichen. Zu den wich­
tigen Vorbedingungen für eine gesicherte Zusammen­
arbeit gehören jedoch weitgehend einheitliche Organi­
sationsformen des Pflanzenschutzdienstes in den Län­
dern und eine gesetzliche Verankerung der Zusammen­
arbeit untereinander sowie mit den Forschungsein­
r.ichtungen des Bundes und der Länder, die sich zur Zeit 
nur auf freiwillige Vereinbarungen stützen kann und 
von der Bereitschaft der Hauptverantwortlichen abhän­
gig ist. Die Notwendigkeit einer fachlichen Abstim­
mung ergibt sich außerdem verstärkt aus der angestreb­
ten und bevorstehenden Harmonisierung der Pflanzen­
schutzgesetzgebung in der Europäischen Gemeinschaft. 
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Aufgaben des Pflanzenschutzdienstes 
in den Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland und in Berlin (West) 
A. Aufgaben nach Pflanzenschutzgesetz§ 19
Grundlage der Aufgaben des Pflanzenschutzdienstes 
in den einzelnen Bundesländern ist das Pflanzenschutz­
gesetz vom 10. Mai 1968 in der Neufassung vom 2. Ok­
tober 1975. 
Nach § 19 Abs. 1 obliegt die Durchführung des 
Pflanzenschutzgesetzes in den Bundesländern „den 
nach Landesrecht zuständigen Behörden oder Stellen 
(Pflanzenschutzdienst)". Durch Gesetze und Verord­
nungen gebunden, hat der Pflanzenschutzdienst fol­
gende Aufgaben wahrzunehmen: 
1. Überwachung von Pflanzen und Vorräten auf das Auftreten
bestimmter Schadorganismen und Krankheiten, einschließlich 
der erforderlichen Untersuchungen und der Anordnung von 
Verhütungs- bzw. Bekämpfungsmaßnahmen 
Die Uberwachung erstreckt sich auf Pflanzen aller Art, 
insbesondere aber auf die landwirtschaftlichen, gärt­
nerischen und forstlichen Kulturpflanzen sowie die 
Vorräte von Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen. Sie ist 
die Voraussetzung für das rechtzeitige Erkennen ge­
fährlicher Krankheiten, Schädlinge und Unkräuter so­
wie für die Veranlassung von Gegenmaßnahmen. Beim 
Auftreten bestimmter gefährlicher Schadorganismen 
und Krankheiten kann zum Beispiel die Vernichtung 
befallener, befallsverdächtiger oder -gefährdeter Pflan­
zen angeordnet werden. Von besonderer Bedeutung 
ist hierbei das Ziel, die Ausbreitung und Verschleppung 
auch in andere Länder so weit wie möglich zu verhin­
dern. 
Nach dem derzeitigen Stand beziehen sich hierauf 
die in der Anlage genannten bundesrechtlichen sowie 
die ergänzenden landesrechtlichen Bestimmungen. 
2. Regelung des Einsatzes bestimmter Pflanzenbehandlungs­
mittel und Verfahren des Pflanzen- und Vorratsschutzes
a) Zustimmungsverfahren für den Einsalz von Pflan­
zenbehandlungsmi l leln
(Verordnung über Anwendungsverbote und -beschrän­
kungen für Pflanzenschutzmittel) 
Pflanzenschutzmittel, die aus bestimmten Stoffen be­
stehen oder solche enthalten, dürfen allgemein oder in 
einigen Anwendungsbereichen überhaupt nicht bezie­
hungsweise nur nach Zustimmung der nach Landes­
recht zuständigen Behörde eingesetzt ·werden. Diese 
Maßnahmen dienen dem Schutz der Umwelt, des An­
wenders und des Verbrauchers pflanzlicher Erzeug­
nisse. 
b) Bienenschulz
(Bienenschutzverordnung) 
Die Verordnung verbietet die Anwendung bienenge­
fährlicher Pflanzenbehandlungsmittel an blühenden 
Pflanzen, schränkt deren Einsatz in der Umgebung von 
Bienenständen ein und schreibt vor, daß allgemein bei 
der Handhabung und Aufbewahrung der Pflanzenbe­
handlungsmittel Bienen nicht gefährdet werden dürfen. 
Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat auf die 
Einhaltung dieser Bestimmungen hinzuwirken und kann 
in bestimmten Fällen Ausnahmen zulassen. 
Noch zu erwarten: 
c) Verordnung über die Anwendung von Pflanzen­
behandlungsmitteln von Luftfahrzeugen aus.
3. Überwachung des Versandes von Pflanzen und Pflanzen­
erzeugnissen im Rahmen des Pflanzenschutzes und des Vor­
ratsschutzes sowie die Ausstellung von Pflanzengesundheits­
zeugnissen
(Pflanzenschutzgesetz § 4 Nr. 1, Pflanzenbeschauver­
ordnung) 
Vor Ausstellung eines Pflanzengesundheitszeugnisses 
sind nach der Vorschrift des jeweiligen Bestimmungs­
landes Untersuchungen der zum Export bestimmten 
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse auf Befall durch 
Krankheiten und Schadorganismen sowie geforderte 
Uberwachungsmaßnahmen vorzunehmen. Importsen­
dungen müssen durch den Pflanzenschutzdienst an den 
Grenzeinlaßstellen abgefertigt werden. 
4. Prüfung von Pflanzenbehandlungsmitteln sowie von Geräten 
und Verfahren des Pflanzen- und Vorratsschutzes
a) Pflanzenbehandlungsmittel
(Pflanzenschutzgesetz §§ 7 und 8, Verordnung über 
die Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln) 
Prüfung auf Wirksamkeit und Phytotoxizität von Pflan­
zenbehandlungsmitteln (Pflanzenschutzmittel und 
Wachstumsregler) und Zusatzstoffen dient zur Gewin­
nung von Unterlagen für die Zulassung der Mittel 
durch die Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft. 
Die Prüfung der Pflanzenbehandlungsmittel und Ver­
fahren des Pflanzenschutzes umfaßt Anwendungen im 
Ackerbau einschließlich Grünland und Sonderkulturen, 
in Obst-, Gemüse- und Weinbau, an Zierpflanzen, in 
Baumschulen, im Forst, in Windschutzanlagen, in und 
an Gewässern, auf nicht bewirtschafteten Flächen so­
wie im Vorratsschutz. Der Einsatz der Pflanzenbehand­
lungsmittel ist vorgesehen zur Bekämpfung schädlicher 
Viren, Bakterien, Pilze, Unkräuter, Nematoden, Schnek­
ken, Milben, Insekten, Nagetiere, zur Abwehr von 
Schäden durch Vögel und Wild sowie zur Beeinflussung 
des Pflanzenwachstums. Es gehört dazu auch die Prü­
fung von Präparaten und Verfahren auf nützlingsscho­
nende Eigenschaften. 
b) Geräte
(Pflanzenschutzgesetz § 18 Abs. 2 Nr. 7, § 19 Abs. 2 
Nrn. 5 und 7) 
Die Prüfung von Pflanzenschutzgeräten (Spritz-, Sprüh-, 
Nebel-, Streu-, Stäube-, Beizgeräte und Geräteteile) 
und Ausbringungsverfahren dient als Grundlage für 
die Anerkennung durch die Biologische Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft. 
5. Überwachung des Verkehrs mit Pflanzenbehandlungsmitteln 
(Pflanzenschutzgesetz § 7 Abs. 1, §§ 12, 12a und 19 
Abs. 2 Nr. 6) 
Kontrollen des Verkehrs mit Pflanzenbehandlungsmit­
teln richten sich auf die Einhaltung der Vorschriften 
des Pflanzenschutzgesetzes, zum Beispiel bei Lohnun­
ternehmen, Landhändlern und Genossenschaften. 
6. Bisambekämpfung
(Pflanzenschutzgesetz § 1 Abs. 2 Nr. 2 und Verordnung 
zur Bekämpfung der Bisamratte) 
Organisation, Uberwachung und Durchführung der Bi­
sambekämpfung. 
7. Erfassung, Nachweis der Sachkunde und Überwachung der
gewerbsmäßigen und sonst für andere tätigen Anwender von
Pflanzenbehandlungsmitteln 
(Pflanzenschutzgesetz § 14) 
Das Anzeigeverfahren sowie die Maßstäbe und Verfah­
ren für den Nachweis der erforderlichen fachlichen 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. (Braunschweig) 29, 1977 
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Kenntnisse und Erfahrungen werden durch Landes­
Verordnungen geregelt. 
8. Mitarbeit in Ausschüssen und Arbeitsgruppen 
(Pflanzenschutzgesetz § 8 Abs. 3 sowie § 10 Abs. 1 
Nr. 1 und 2, Verordnung über die Prüfung und Zulas­
sung von Pflanzenschutzmitteln) 
Ein Beispiel ist die Mitarbeit im Sachverständigenaus­
schuß für die Zulassung von Pflanzenbehandlungsmit­
teln, dessen Mitglieder vom Bundesminister für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten berufen werden und 
der unter Koordinierung durch die Biologische Bundes­
anstalt für Land- und Forstwirtschaft und unter Mit­
wirkung des Bundesgesundheitsamtes tätig ist. 
Des weiteren werden je nach Notwendigkeit Aus­
schüsse und Arbeitsgruppen gebildet, die unter fach­
licher Leitung der Biologischen Bundesanstalt für Land­
und Forstwirtschaft Richtlinien für die Mittel-, Geräte­
und Verfahrensprüfung erarbeiten, Vorschläge für die 
Handhabung der Pflanzenbeschau machen, Methoden 
und Maßstäbe für die Durchführung der speziellen Ver­
ordnungen zur Uberwachung und Bekämpfung von 
Schadorganismen und KrankheitE:n vereinheitlichen 
und die Zusammenarbeit mit wissenschaftlichen Insti­
tutionen zur Klärung noch ungelöster Probleme der 
Phytomedizin festlegen. 
9. Beratung und Aufklärung auf den Gebieten des Pflanzen­
schutzes und des Vorratsschutzes sowie Durchführung des 
Warndienstes auf diesen Gebieten 
(Pflanzenschutzgesetz§ 19 Abs. 2 Nr. 3) 
a) Beratung
Die ständig fortschreitende Entwicklung der Pflanzen­
behandlungsmittel und Anwendungsverfahren, auch im 
Hinblick auf ökologische Gesichtspunkte, das Auf­
treten noch wenig bekannter Krankheiten und Schad­
organismen sowie ständig erweiterte Erkenntnisse in 
der Bekämpfung verlangen einen intensiven amtlichen 
Beratungsdienst. Dieser schließt die Maßnahmen des 
integrierten Pflanzenschutzes und der biologischen 
Schädlingsbekämpfung mit ein. Die vornehmliche Auf­
gabe der Beratung ist die Steuerung des Einsatzes 
chemischer Pflanzenbehandlungsmittel mit dem Ziel, 
diese nur in unbedingt notwendigem Umfang (betriebs­
wirtschaftlicher Aspekt) einzusetzen und damit auch 
die Umwelt so wenig wie möglich zu belasten (ökolo­
gischer Aspekt). Dazu gehören ebenso Beratung und 
Betreuung auf dem Gerätesektor. 
b) Aufklärung
Sie erfolgt durch Vorträge, Lehrgänge, Veröffentlichun­
gen in Fachzeitschriften, Broschüren, Merkblätter und 
Rundschreiben, durch Presseinformationen, Mitarbeit 
bei Rundfunk- und Fernsehsendungen sowie durch 
Beteiligung an Ausstellungen. 
c) Warndienst
Dem Warndienst liegen Erhebungen über das Auftreten 
wirtschaftlich wichtiger Krankheiten und Schadorga­
nismen zugrunde. Es werden dabei die biologischen 
Daten der Schaderreger, Zustand und Entwicklung der 
Kulturpflanzen, die Schadschwellenwerte sowie phäno­
logische und meteorologische Grundlagen berücksich­
tigt, um in den Warndienstmitteilungen wirkungsvolle 
und zugleich umweltschonende Pflanzenschutzmaßnah­
men empfehlen zu können. 
10. Berichterstattung über das Auftreten, die Verbreitung und
Bekämpfung von Schadorganismen und Krankheiten
(Pflanzenschutzgesetz§ 19 Abs. 2 Nr. 4) 
Aufgrund der Erhebungen werden Berichte zum Auf­
treten, zur Verbreitung und zur Bekämpfung wichtiger 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. (Braunschweig) 29. 1977 
Schadorganismen monatlich für den Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, die Länder­
minister sowie für die Biologische Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft erstellt. Sie dienen u. a. der 
Bundesregierung und den Landesregierungen als Infor­
mation und Entscheidungshilfe und sind zudem Grund­
lage internationaler Verhandlungen auf dem Gebiet 
des Pflanzenschutzes. Die Biologische Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft erhält darüber hinaus 
Jahresberichte zur zusammenfassenden Veröffentli­
chung. Erforderlichenfalls werden auch Sondererhe­
bungen über Auftreten und Bekämpfung von Schad­
erregern oder zu statistischen Zwecken wie zum Bei­
spiel zur Erfassung des Einsatzes von Pflanzenbehand­
lungsmitteln durchgeführt. 
11. Zusätzliche Arbeiten und Versuche
(Pflanzenschutzgesetz § 19 Abs. 2 Nr. 7) 
Zusätzliche Versuche und Untersuchungen sind not­
wendig, um die gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen, wie 
zum Beispiel den Nachweis der Pathotypen des Kar­
toffelnematoden oder Testungen auf Virusbefall. Dar­
über hinaus dienen sie u. a. als Grundlage für eine auf 
die regionalen Anbauverhältnisse abgestimmte situa­
tionsgerechte Beratung sowie der Entwicklung inte­
grierter und biologischer Bekämpfungsverfahren. 
12. Arbeiten zu Rückstandsuntersuchungen
(Pflanzenschutzgesetz § 1 Abs. 1 Nr. 4 und § 19 Abs. 2 
Nr. 7) 
Der Pflanzenschutzdienst führt Versuche durch, die der 
Ermittlung von Rückständen chemischer Pflanzenbe­
handlungsmittel an Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 
Tieren - zum Beispiel Fallwild - dienen. Es besteht 
dabei eine Zusammenarbeit mit der Biologischen Bun­
desanstalt für Land- und Forstwirtschaft, dem Bundes­
gesundheitsamt, anderen amtlichen Instituten und der 
chemischen Industrie. 
B. Wahrnehmung von Aufgaben, die sich aus Ge­
setzen und Verordnungen außerhalb des Bereichs
Pflanzenschutzgesetz ergeben
Beispielsweise fachbehördliche Mitwirkung bei der 
Durchführung des Saatgutverkehrsgesetzes nebst 
Durchführungsverordnungen, der Wasserhaushalts­
und Abfallbeseitigungsgesetze des Bundes und der Län­
der, der Höchstmengen-Verordnung - Pflanzenschutz, 
pflanzliche Lebensmittel. 
C. Durch die Pflanzenschutzgesetzgebung nicht
begründete Aufgaben
13. Mitwirkung bei der Ausarbeitung von Gesetzen und Ver­
ordnungen sowie deren Ausführungsbestimmungen
14. Ausbildung, Fortbildung und Prüfung von Fachkräften
a) Ausbildung deutscher Pflanzenschutz-Fachkräfte für
den Einsatz in Entwicklungsländern sowie von Perso­
nen aus Entwicklungsländern
b) Ausbildung von landwirtschaftlich-technischen 
und/oder biologisch-technischen Fachkräften in der 
Fachrichtung Pflanzenschutz 
c) Ausbildung anderer Personen oder Interessengrup­
pen im gesamten Rahmen des Pflanzen- und Vorrats­
schutzes sowie Mitwirkung bei Prüfungen
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15. Phytosanitäre Kontrolle von Spezialbetrieben; Mitwirkung
bei den Untersuchungen und Kontrollen im Rahmen der Ver­
leihung von Gütezeichen im Gartenbau
16. Unterhaltung von Anlagen und Einrichtungen z.B. zur 
Bereitstellung virusgetesteten und virusfreien Vermehrungs­
materials
17. Beratungen im Material- und Bautenschutz
18. Erstellung von Gutachten
19. Amtshilfe für andere Dienststellen
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setzes für Nordrhein-Westfalen - Bekämpfung von Unkraut -
v. 28. 6. 1963 - GuVBI. NRW 1963, Nr. 27, S. 241
Noch zu erwarten: 
' 
Viruskrankheiten 
VO zur Bekämpfung der Viruskrankheiten im Obstbau 
VO über die Anwendung von Pflanzenbehandlungsmitteln 
mit Luftfahrzeugen 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. (Braunschweig) 29. 1977 
